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Anlagevorschriften
Die Änderungen der ASV sehen nebst 

der Stärkung der Anlegerversammlung 
– dem obersten Organ der Anlagestif­
tung (Art. 53h Abs. 1 BVG) – auch meh­
rere Regelungen vor, durch welche die 
Anlagemöglichkeiten und die Flexibilität 
der Anlagestiftung erweitert werden sol­
len.7 Die revidierten Anlagevorschriften 
sollen den Anlagestiftungen in Zukunft 
erlauben, Investitionen zu tätigen, die 
zweckmässiger beziehungsweise sachge­
rechter auf die Bedürfnisse ihrer Anleger 
ausgerichtet sind.

Die Bestrebungen des Bundesamts 
für Sozialversicherungen (BSV) bezie­
hungsweise des Bundesrats zur Flexibili­
sierung der Anlagevorschriften sind zu 
begrüssen. Es sind nämlich keine sachli­
chen Gründe ersichtlich, weshalb andere 
kollektive Kapitalanlagen einzelne Anla­
gen tätigen dürfen, die den Anlagestif­
tungen bisher nicht zugänglich gewesen 
sind. Daher führt die beabsichtigte Revi­
sion im Bereich der Anlagevorschriften 
zur Angleichung zwischen anderen kol­
lektiven Kapitalanlagen und der Anlage­
stiftung und stärkt somit deren Position 
im Markt. 

Die Anlagestiftungen müssen sich 
darauf einstellen, dass sie sowohl ihre 
Stiftungssatzungen als auch die Zu­
sammensetzung des Stiftungsrats inner­
halb von zwei Jahren nach Inkrafttreten 
der Verordnungsrevision an die ge­
änderten Bestimmungen anzupassen 
haben.8 

7	 BSV, Medienmitteilung vom 21. Juni 2019, 
Internet: https://www.admin.ch/gov/de/start/
dokumentation/medienmitteilungen.
msg-id-75497.html

8	 Art. 44b ASV.

Anlagestiftungen sind kollektive Anlage­
vehikel, die seit dem 1. Januar 2012 im 
Bundesgesetz über die berufliche Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge 
(BVG)2 und in der ASV geregelt sind.3 
Im Jahr 2017 verwalteten 56 Anlagestif­
tungen ein Vermögen von 154.7 Mrd. 
Franken.4 Als Anleger kommen unter 
anderem Vorsorgeeinrichtungen des pri­
vaten und öffentlichen Rechts, Bankstif­
tungen im Rahmen der Säule 3a, Frei­
zügigkeitsstiftungen, Anlagestiftungen 
und Auffangeinrichtungen in Frage.5 

Bundesrat hat auf Kritik reagiert
Seit ihrem Inkrafttreten ist die ASV 

unter anderem wegen ihrer Diversifika­
tionsbestimmungen bei den Anlagen 
kritisiert worden.6 Der Bundesrat hat auf 
diese Kritiken reagiert und letztes Jahr 
eine entsprechende Verordnungsände­
rung in die Vernehmlassung geschickt. 
Am 1. August 2019 ist die revidierte 
ASV in Kraft getreten. 

1	 Verordnung vom 22. Juni 2011 über die 
Anlagestiftungen (SR 831.403.2).

2	 Bundesgesetz vom 25. Juni 1982 über  
die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenvorsorge (SR 831.40).

3	 BSV, Erläuterungen BVV 1, BVV 2 und ASV 
(Strukturreform), S. 36 ff.; m.w.H. Aline 
Kratz-Ulmer, Die Anlagestiftung, Zürich 2016, 
S. 1 ff.

4	 Oberaufsichtskommission Berufliche Vor-
sorge OAK BV, Tätigkeitsbericht 2018, S. 22.

5	 Vgl. Art. 1 ASV; BSV, Erläuterungen BVV 1, 
BVV 2 und ASV (Strukturreform), S. 36. 

6	 Roland Kriemler, Anlagevorschriften für Anla-
gestiftungen, Denkfehler beheben, «Schwei-
zer Personalvorsorge» 8/15, S. 12 ff.; Aline 
Kratz-Ulmer, Stellt die Anlagestiftung eine 
«falsa demonstratio» des Gesetzgebers dar?, 
AJP/PJA 12/2016, S. 1607; Roland Kriemler,  
Die Anlagevorschriften bei der Anlagestiftung, 
Zürich 2019, S. 46 f.; 161 ff.

Ausblick
Ob sich das Regelwerk der ASV für 

die nähere Zukunft als revisionssicherer 
herausstellen wird, ist allerdings zweifel­
haft. Es bestehen nämlich weiterhin ein­
zelne ASV-Bestimmungen, die über­
arbeitet werden sollten.9 Nebst diesen 
einzelnen noch anzupassenden ASV-Be­
stimmungen sei aber insbesondere die 
steuerrechtliche Benachteiligung der An­
lagestiftungen gegenüber den Fonds bei 
der Mehrwertsteuer wie auch bei der 
Stempelabgabe erwähnt: Obwohl Anla­
gestiftungen grundsätzlich steuerbefreite 
Institute sind, unterliegen sie diesen bei­
den Abgaben.10 

Nach Ansicht der Vertreter der Anla­
gestiftungen bleibt daher noch einiges zu 
tun, bis auch für sie Rahmenbedingun­
gen gelten werden, die es ihnen ermög­
lichen, sich im Markt besser zu positio­
nieren.11 n

  9	Vgl. Wolfgang Müller, Roland Kriemler, Anla-
gen in Bauprojekte durch Anlagestiftungen, 
in: Baurecht 2/2019, S. 65 ff.

10	Roland Kriemler, Die Anlagevorschriften bei 
der Anlagestiftung, Zürich 2019, S. 311 ff. 
und 319 ff.

11	KGAST Medienmitteilung vom 21. Juni 2019, 
S. 2.

Revision 

Anlagestiftungen  
werden zweckmässiger geregelt
Am 1. August 2019 ist die revidierte Verordnung über die Anlage

stiftungen (ASV)1 in Kraft getreten. Durch die Revision werden die 

Anlagevorschriften gelockert und die Organisationsrechte geändert. 

Aline Kratz-Ulmer
Dr. iur., Rechtsanwältin bei  
Hubatka Müller Vetter Rechtsanwälte in Zürich

Die Technologie hat unser Leben in den vergangenen 
25 Jahren auf eine Art und Weise verändert, die sich nie-
mand hätte vorstellen können. Und ein Ende dieser ra-
santen Entwicklung ist nicht vorhersehbar. Gleichzeitig 
haben die gesetzlichen Anforderungen zum Schutz der 
personenbezogenen Daten in den letzten Jahren massiv 
zugenommen. Was bedeutet dies nun für die berufli-
che Vorsorge? Welche Herausforderungen ergeben sich 
dabei für die Vorsorgeeinrichtungen? Und welchen Lö-
sungsansatz verfolgt die Swiss Life AG für die BVG-Sam-
melstiftung Swiss Life?

Die versicherte Person als zentrales Element  
in der beruflichen Vorsorge

Grundsätzlich dient der Datenschutz dazu, das Recht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung des Einzelnen zu gewährleisten und 
personenbezogene Daten insbesondere vor Missbrauch zu schüt-
zen. In der beruflichen Vorsorge sind die Anforderungen schon 
jetzt ordnerfüllend. 

Das Vierecksverhältnis zwischen BVG-Sammelstiftung, Ge-
schäftsführerin, Arbeitgeber und Arbeitnehmer und das damit 
verbundene Vorsorgeverhältnis zwischen der Stiftung und den 
Destinatären bzw. versicherten Personen ist datenschutzrechtlich 
eine echte Herausforderung. Die Einholung einer möglichen Ein-
willigung, das Zurverfügungstellen der notwendigen Informatio-
nen im Rahmen der Transparenzanforderungen oder nur schon die 
reine Kontaktaufnahme mit den versicherten Personen – welche 
datenschutzrechtlich im Hauptfokus stehen – ist für die Geschäfts-
führerin eingeschränkt, da die versicherten Personen lediglich bei 
der BVG-Sammelstiftung angemeldet werden (und selber keinen 
Antrag stellen und diesen unterschreiben). Die Kontaktaufnahme 
mit den versicherten Personen zwecks Ermittlung eines über die 
berufliche Vorsorge hinausgehenden Vorsorgebedarfes erfordert 
in der Regel eine Einwilligung, welche im Einzelfall und schriftlich 
eingeholt werden müsste (siehe Urteil Bundesverwaltungsgericht 
zum KVG/Helsana-Bonusprogramm «Helsana+», welches analog 
anzuwenden wäre).

Die wichtigsten Anforderungen
Das Gesetz über die berufliche Vorsorge regelt sehr spezifisch, 

zu welchen Zwecken die Daten zu bearbeiten sind, wer die Daten 
bearbeiten darf und welche Anforderungen einzuhalten sind. 

Seit Mai 2018 kommt in der EU die neue Datenschutz-Grund-
verordnung zur Anwendung und führt bis heute wegen ihrer Dichte 

und Breite zu Verunsicherungen und Verwirrungen. Auch 
das Schweizer Datenschutzgesetz ist in einer Totalrevi-
sion und nähert sich dem EU-Standard an. Beiden ist 
gemein, dass die Rechte der betroffenen Bürger bzw. ver-
sicherten Personen und die damit verbundene Transpa-
renz massiv ausgebaut und gestärkt wurden, dass Unter-
nehmen mehr Kontrollen durchführen müssen und dass 
Sanktionen bei einer Datenschutzverletzung Realität 
werden. 

Durch die Einbindung neuer technischer Möglich-
keiten, die Auswertung von Daten (zum Beispiel Big 

Data, Machine Learning, Algorithmen, Profiling) oder die Verknüp-
fung personenbezogener Daten (zum Beispiel 360-Grad, CRM) 
entstehen zudem immer neue Spannungsfelder zu den neuen Da-
tenschutz-Anforderungen. 

Lösungsansatz bei der Swiss Life AG
Swiss Life AG (Geschäftsführung der BVG-Sammelstiftung 

Swiss Life) als führender Anbieter von Vorsorge- und Finanzlösun-
gen in Europa identifiziert, aktualisiert und implementiert laufend 
Lösungen, um neue datenschutzrechtliche Anforderungen einzu-
halten.

Wichtig erscheint eine offene und transparente Information 
über die Datenbearbeitungen, welche den versicherten Personen 
in den Zugangsfenstern und Online-Plattformen (pro-)aktiv zu-
gänglich gemacht werden kann. Dabei wird (pro-)aktiv der direkte 
Kontakt zu den versicherten Personen gesucht und wo notwendig 
Einwilligungen eingeholt (opt-in). 

Fazit
Die technische Entwicklung bringt zweifellos viele Vorteile mit 

sich, stellt aber auch gleichermassen viele Herausforderungen an 
die Gewährleistung der Selbstbestimmung des Einzelnen wie auch 
an das verantwortliche Unternehmen betreffend Wahrung der Ver-
traulichkeit und des Datenschutzes. Das Spannungsfeld wird sich 
mit Robotics, Künstlicher Intelligenz, Cloud Computing oder Big 
Data in Zukunft noch mehr akzentuieren.

Damit die informationelle Selbstbestimmung weiterhin gewahrt 
werden kann, bedarf es grösserer Bemühungen als jemals zuvor. 
Die Datenverarbeitung findet mittlerweile im Grunde überall und 
vor allem in grossem Ausmass statt. Der regelmässige Kontakt mit 
den versicherten Personen ist wichtig, da nur über sie die notwen-
digen Einwilligungen eingeholt werden können.

Swiss Life AG, General Guisan-Quai 40, Postfach, CH-8022 Zürich, +41 43 284 33 11, www.swisslife.ch
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Die berufliche Vorsorge  
im Spannungsfeld  
des Datenschutzes
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a réagi à ces critiques l’an dernier par la 
mise en consultation d’une révision de 
l’ordonnance. La nouvelle mouture de 
l’OFP est entrée en vigueur le 1er août 
2019. 

Flexibilisation des prescriptions  
de placement

Les modifications de l’OFP portent 
sur le renforcement de l’assemblée des 
investisseurs en tant qu’organe suprême 
de la fondation de placement (art. 53h 
al. 1 LPP) et incluent aussi plusieurs ré­
glementations visant à élargir les possibi­
lités de placement et la flexibilité de la 
fondation de placement.7 Les prescrip­
tions de placement ont été révisées de 
manière à doter les fondations de place­
ment de possibilités d’investissement 
plus pertinentes et mieux adaptées aux 
besoins de leurs investisseurs.

Les efforts de l’Office fédéral des assu­
rances sociales (OFAS) et du Conseil fé­
déral visant à flexibiliser les prescriptions 
de placement méritent d’être salués. Il 
n’existe en effet pas de raison objective 
pour interdire certains placements aux 
fondations de placement comme c’était 
le cas jusqu’ici, alors que d’autres instru­
ments de placement collectif y ont accès. 
Entre autres effets, la révision met donc 
les fondations de placement sur un pied 
d’égalité avec d’autres formes de place­
ment collectif et renforce ainsi leur posi­
tion sur le marché. 

7	 OFAS, Communiqué de presse du 21 juin 
2019, Internet: https://www.admin.ch/gov/
de/start/dokumentation/medienmitteilungen.
msg-id-75497.html

Les fondations de placement sont des vé­
hicules de placement collectifs qui sont 
régis par la loi fédérale sur la prévoyance 
professionnelle vieillesse, survivants et 
invalidité (LPP)2 et par l’OFP depuis le 
1er  janvier 2012.3 En 2017, on dénom­
brait 56 fondations de placement avec des 
actifs de 154.7 mias de francs sous ges­
tion.4 Les investisseurs se recrutent parmi 
les institutions de prévoyance de droit 
privé et public, les fondations bancaires 
opérant dans le cadre du pilier 3a, les fon­
dations de libre passage, les fondations de 
placement et les institutions supplétives.5 

Le Conseil fédéral a réagi aux critiques
Depuis son entrée en vigueur, l’OFP 

a fait l’objet de critiques qui visaient no­
tamment ses prescriptions de diversifica­
tion des placements.6 Le Conseil fédéral 

1	 Ordonnance du 22 juin 2011 sur les 
fondations de placement (RS 831.403.2).

2	 Loi fédérale du 25 juin 1982 sur la pré-
voyance professionnelle vieillesse, survivants 
et invalidité (RS 831.40).

3	 OFAS, Commentaires OPP 1, OPP 2 et OFP 
(réforme structurelle), p. 36 ss; avec d’autres 
références Aline Kratz-Ulmer, Die Anlagestif-
tung, Zürich 2016, p. 1 s.

4	 Commission de haute surveillance de la 
prévoyance professionnelle CHS PP, rapport 
d’activités 2018, p. 22.

5	 Cf. art. 1 OFP; OFAS, Commentaires OPP 1, 
OPP 2 et OFP (réforme structurelle), p. 36 ss. 

6	 Roland Kriemler, Prescriptions de placement 
pour les fondations de placement: corriger 
une erreur de raisonnement, «Prévoyance 
Professionnelle Suisse» 8/15, p. 12 ss.; Aline 
Kratz-Ulmer, Stellt die Anlagestiftung eine 
«falsa demonstratio» des Gesetzgebers dar?, 
AJP/PJA 12/2016, p. 1607; Roland Kriemler, 
Die Anlagevorschriften bei der Anlagestiftung, 
Zürich 2019, p. 46 s.; 161 ss.

Les fondations de placement doivent 
désormais adapter aux nouvelles pres­
criptions aussi bien leurs statuts que la 
composition du conseil de fondation. 
Elles disposent d’un délai de deux ans 
après l’entrée en vigueur de l’ordonnance 
révisée pour le faire.8 

Perspective
Tout n’est cependant pas encore réglé 

et de nouvelles révisions se profilent à 
l’horizon.9 Outre les quelques disposi­
tions qu’il s’agit encore d’adapter au sein-
même de l’OFP, il convient avant tout de 
rappeler que les fondations de placement 
restent désavantagées du point de vue 
fiscal par rapport aux fonds puisqu’elles 
sont subordonnées à la taxe à la valeur 
ajoutée et au droit de timbre alors qu’il 
s’agit en principe d’instituts exonérés 
d’impôts.10 

Les représentants des fondations de 
placement insistent donc qu’il y a encore 
du travail à faire pour qu’elles aussi dis­
posent de conditions cadres qui leur per­
mettront de mieux se positionner sur le 
marché.11 n

Aline Kratz-Ulmer

  8	Art. 44b OFP.
  9	Cf. Wolfgang Müller, Roland Kriemler, Anlagen 

in Bauprojekte durch Anlagestiftungen, in: 
Droit de la construction 2/2019, p. 65 ss.

10	Roland Kriemler, Die Anlagevorschriften bei 
der Anlagestiftung, Zürich 2019, p. 311 ss. 
et 319 ss.

11	CAFP, communiqué de presse du 21 juin 
2019, p. 2.

Révision

Une réglementation plus 
pragmatique pour les fondations 
de placement
L’ordonnance révisée sur les fondations de placement (OFP)1 a pris  

effet le 1er août 2019. De la révision sont issues des prescriptions de 

placement assouplies et des règles d’organisation modifiées. 


